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TOP 1 Genehmigung der Tagesordnung 

Bezug / 

Beschluss 

Die Amtschefkonferenz genehmigt die Tagesordnung in der vorliegenden Fassung. 

Der Tagesordnungspunkt 6 wurde zurückgezogen. 

Die Tagesordnungspunkte 19 und 20 wurden verfristet angemeldet und werden zur 

Beratung zugelassen. 
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TOP 2 Berichte des Bundes 

Bezug /  

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen gemäß 

Ziff. 4.3 der AMK-Geschäftsordnung die folgenden schriftlichen Berichte des 

Bundes an die Amtschefkonferenz zur Kenntnis: 

- Wachstumschancengesetz: Entlastungs- und Investitionspaket für die 

Landwirtschaft wirkungsvoll ausgestalten 

- Weiterentwicklung der lebensmittelbezogenen Ernährungsempfehlungen der 

Deutschen Gesellschaft für Ernährung 

2. Die Amtschefkonferenz stimmt der Veröffentlichung der unter Ziff. 1 aufgeführten 

Berichte gemäß Geschäftsordnung der AMK (Ziff. 8.1) zu. 

3. Zu folgendem Bericht wird eine gesonderte Beratung als erforderlich angesehen; 

diese erfolgt unter Tagesordnungspunkt 4: 

- Anpassung der GAP-Strategiepläne 2024 und 2025 
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TOP 3 Land- und Forstwirtschaftliche Regularien:  

Praxistauglich, verhältnismäßig und wirksam 

Bezug TOP 5 2023/2 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder verweisen auf den 

Beschluss zu TOP 5 der Agrarministerkonferenz vom 22. September 2023 in Kiel 

und stimmen darin überein, dass die wachsende Anzahl und Komplexität von 

Vorgaben auf Bundes- und EU-Ebene für den Agrar- und Forstsektor die 

Bewirtschafter und Grundstückseigentümer sowie die Fachverwaltungen im 

erheblichen Maß fordern und an deren Kapazitätsgrenzen führen und sehen die 

Notwendigkeit, diesem Anliegen gezielt Rechnung zu tragen.  

2. Als Arbeitsgrundlage übersenden die Länder dem Bund bis zum 12. Februar 2024 

konkrete Themenbereiche, die prioritär eines Bürokratieabbaus bedürfen. Die ACK 

zur Frühjahrs-AMK 2024 wird sich mit dem Thema fokussiert erneut befassen.  

 

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Hessen, 

Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland 

Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der o.g. Länder sehen es, um 

zügig und fokussiert voran zu kommen, als notwendig an, dass der Bund mit den 

Ländern eine Ad-Hoc-Arbeitsgruppe einsetzt, zusammengesetzt aus jeweils drei 

Expertinnen und Experten aus den Agrarressorts (mit fachlicher Expertise zum 

Pflanzenbau, aus der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz (LAV), zur GAP-

Konditionalität und zu GAP-Grundsatz- und Rechtsfragen sowie zum Integrierten 

Verwaltungs- und Kontrollsystem (InVeKoS) umgehend einlädt, um sicherzustellen, 
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dass Fach- und Förderrecht im Gleichklang stehen und praxisgerechte 

Erleichterungen und konkrete Umsetzungsschritte geprüft werden. 
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TOP 4 Anpassungen der Regelungen zu GAP-

Direktzahlungen 

Bezug TOP 2 2023/SO-AMK-2 

 TOP 5 2023/1 

 TOP 8 2023/2 

 Umlaufbeschluss 2023 / 1 

Beschluss 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zur Anpassung des GAP-Direktzahlungen-Gesetzes 

zur Kenntnis und verweisen die Beratung auf die Sonder-AMK am 26. Januar 2024. 

 

Protokollerklärung der Länder Niedersachsen, Schleswig-Holstein 

Die Amtschefin und der Amtschef der Agrarressorts der o. g. Länder bitten den Bund, 

die Möglichkeit einer alternativen Öko-Regelung für Milchviehbetriebe mit 

Weidehaltung zu prüfen.  
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TOP 5 Wiederherstellungsverordnung kooperativ umsetzen 

Bezug: TOP 10 2023/2 

 TOP 9 2023/1 

Beschluss  

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen die 

Ergebnisse der Trilogverhandlungen zum Vorschlag einer Verordnung über die 

Wiederherstellung der Natur zur Kenntnis.  

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund 

um schriftliche Berichterstattung unter Fristverzicht zur Frühjahrs-AMK 2024 zu 

Stand, Perspektiven und Verantwortlichkeiten bei der Umsetzung des EU Nature 

Restoration Law (Verordnung zur Wiederherstellung der Natur) sowie zur 

Finanzierung der Wiederherstellungsmaßnahmen auf mitgliedstaatlicher Ebene. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

die Wiederherstellungsverordnung kooperativ mit den Ländern und mit der Land- 

und Forstwirtschaft sowie der Fischerei umzusetzen. Sie bitten den Bund, die  

Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft betreffenden Festlegungen, insbesondere zur 

Umsetzung der Artikel 4, 8, 9 und 10, frühzeitig, eng und kooperativ auf Augenhöhe 

mit den Land-, Forst- und Fischereiressorts des Bundes und der Länder 

abzustimmen. Bei der Abstimmung mit dem Forst soll die LANA/FCK-

Kontaktgruppe einbezogen werden.  

4. Sie verweisen auf den Beschluss der Herbst-AMK 2023, wonach bei der 

Finanzierung etwaiger aus der neuen Verordnung erwachsender Pflichten 

sicherzustellen ist, dass die Finanzierung zusätzlich gewährleistet sein muss, ohne 

Mittel aus der GAP, der GFP oder aus anderen bestehenden 
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Finanzierungsströmen für Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei zu 

verwenden. 

5. Sie bitten den Bund, dabei auf kooperative Instrumente zu setzen und finanzielle 

Anreize zu schaffen. Um Landbewirtschaftende zu motivieren, soll die Umsetzung 

vorrangig über produktionsintegrierte Maßnahmen und die Schaffung 

entsprechender Anreize erfolgen. 

 

Protokollerklärung der Länder Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Hessen, 

Mecklenburg-Vorpommern, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, 

Sachsen-Anhalt, Schleswig-Holstein, Thüringen 

1. Die o.g. Länder stellen jedoch fest, dass trotz der erzielten Ergebnisse erhebliche 

Zielkonflikte, Bewirtschaftungsbeschränkungen und negative Rechtsfolgen für die 

Land- und Forstwirtschaft sowie für die Fischerei zu erwarten sind und 

Anpassungsbedarfe bestehen. Die Amtschefinnen und Amtschefs der 

Agrarressorts der o. g. Länder bitten daher den Bund, die entsprechenden 

Kritikpunkte aus Sicht der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft aufzunehmen und 

im weiteren Verfahren auf EU- und auf Bundesebene zu berücksichtigen. 

2. Sie bitten um Erläuterung in dem Bericht, wie der Bund bei der Erstellung des 

nationalen Wiederherstellungsplans und bei den insbesondere aus Artikel 8, 9 und 

10 des Verordnungsentwurfs erwachsenden Entscheidungsprozessen die 

Verantwortung für die Ernährungssicherung und die Rohstoffversorgung einer 

weltweit wachsenden Bevölkerung berücksichtigen und die Länder, die Landnutzer 

sowie sonstigen Stakeholder (insbesondere die Kommunen) einbinden wird. 
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Protokollerklärung der Länder Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, 

Niedersachsen, Sachsen 

Sie bitten in dem Bericht um Erläuterung, wie der Bund bei der Erstellung des 

nationalen Wiederherstellungsplans die gemäß EU-KOM anzustrebenden Synergien 

von land- und forstwirtschaftlicher Erzeugung mit dem Klimaschutz, der Anpassung an 

den Klimawandel und der Katastrophenprävention umsetzen will. 
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TOP 6 Eckpunkte des Pestizid-Reduktionsprogramms des  

BMEL 

Bezug TOP 18 AMK 2023/1 

 TOP 25 AMK 2022/1 

 TOP 26 AMK 2022/1 

Der TOP wurde zurückgezogen.  
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TOP 7 Zulassung von Glyphosat – Anpassung der 

Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung 

Bezug TOP 17 2023/2 

Beschluss 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen die 

Verlängerung der Genehmigung von Glyphosat auf europäischer Ebene um  

10 Jahre sowie den mündlichen Bericht des Bundes zur Kenntnis. 
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TOP 8  Wirksamen Rebschutz in Weinbau-Steillagen  

nachhaltig erhalten 

Bezug / 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen fest, dass 

die „Weinkultur in Deutschland“ im Jahr 2021 in das bundesweite Verzeichnis des 

Immateriellen Kulturerbes aufgenommen wurde. Der regionale Weinanbau fördert 

im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung das Zusammenspiel zwischen Klima,  

Boden und Mensch. Der Anbau hat in der Folge ganze Landschaften gestaltet,  

deren Pflege wesentlich zur Weinkultur gehört. An den Steilhängen der Flusstäler 

stellt die Weinkultur oft die einzige Möglichkeit der landwirtschaftlichen Nutzung 

dar. Solche Terrassenweinberge beherbergen eine reiche Flora und Fauna und 

stellen bei entsprechender Sicherung und Ausgestaltung der Bewirtschaftung 

wertvolle Lebensräume dar, die für den Erhalt und die Förderung der Artenvielfalt 

essenziell sind. 

2. Sie weisen darauf hin, dass die Winzerinnen und Winzer für die weitere 

Bewirtschaftung von Weinbergen in Steil- und Steilstlagen Verlässlichkeit und 

Planungssicherheit benötigen. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen zur 

Kenntnis, dass mit Aufgabe der Bewirtschaftung der exponierten Weinberge in 

Steil- und -Steilstlagen wertvolle Habitate für eine Vielzahl von Arten (u. a. dem 

Moselapollofalter) verloren gingen. Sie stellen fest, dass der Weinanbau in diesen 

Lagen nur erhalten werden kann, wenn die Reben ausreichend vor Krankheiten 

geschützt werden können. 
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4. Sie bitten daher den Bund, den Erhalt des Steil- und Steilstlagenweinbaus zu  

unterstützen. Dafür ist es unerlässlich, die Verfügbarkeit ausreichend wirksamer 

Pflanzenschutzmittel sicher zu stellen und eine praktikable und umsetzbare 

Anwendung von Pflanzenschutzmitteln aus der Luft auch zukünftig zu ermöglichen, 

solange nicht abdriftärmere Alternativen zur Verfügung stehen. Nur so kann der 

unverzichtbare Beitrag des Weinbaus zum Erhalt der Artenvielfalt, wie z.B. des  

Moselapollos, in diesen Kulturlandschaften sichergestellt werden. Gleichzeitig ist 

die Forschung zum Erhalt der Biodiversität in den Weinbergsteillagen zu 

intensivieren, die Entwicklung umweltverträglicherer und die Artenvielfalt 

schonender Pflanzenschutz-Alternativen zu unterstützen und die Beratung zu 

diesen Verfahren zu stärken. 
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TOP 9 Folgen des Bundesverfassungsgerichturteils zum 

Klima- und Transformationsfonds für die Land- und 

Forstwirtschaft 

Bezug TOP 25 2023/1 

Beschluss 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zum Bundeshaushalt 2024 und zu den Auswirkungen 

auf die Land- und Forstwirtschaft zur Kenntnis. 
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TOP 10 Mittelkürzung in der Gemeinschaftsaufgabe (GAK) 

Bezug TOP 19 und 20 2023/2 

 TOP 44 2023/2 

Beschluss  

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zu den Beratungen des Bundeshaushalts 2024, 

insbesondere zur GAK und dem Klima- und Transformationsfonds, zur Kenntnis. 

Sie bitten den Bund, das PLANAK-Umlaufverfahren zur Mittelverteilung im 

Haushaltsjahr 2024 unmittelbar nach Beschluss des Bundeshaushalts einzuleiten. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder verweisen auf die 

Beschlüsse der AMK vom 22. September 2023 in Kiel zu TOP 19 und 20 sowie 

TOP 44 hinsichtlich der zentralen Bedeutung der GAK als wichtigstes 

bundesdeutsches Instrument zur Förderung der Landwirtschaft und der Integrierten 

ländlichen Entwicklung sowie zur Bewältigung der Extremwetterfolgen im Wald. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten zudem den 

Bund, die Verpflichtungsermächtigungen im Haushaltsjahr 2024 nach 

überproportionaler Kürzung gegenüber 2023 deutlich anzuheben und auch für die 

Folgejahre in angemessener Höhe vorzusehen. Nur damit ließe sich der Mittelabruf 

durch die Länder in allen GAK-Förderbereichen gewährleisten. 

4. Gleichzeitig bitten sie das BMEL, sich gegenüber dem 

Bundeshaushaltsgesetzgeber erneut für die Möglichkeit der Mittelübertragung 

einzusetzen, ohne an anderer Stelle im Einzelplan 10 des Bundeshaushalts 

Einsparungen erbringen zu müssen. 

 



Amtschefkonferenz 
am 18. Januar 2024 

in Berlin 
 

 
 

Seite 18 von 28 

 

TOP 11 Freiflächen-Photovoltaikanlagen und  

landwirtschaftlicher Bodenmarkt 

Bezug TOP 10 2022/2, TOP 27 2022/1, TOP 15 2021/1,  

TOP 17 2019/2, TOP 17 2018/2 

Beschluss  

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder begrüßen die  

Stellungnahme der Arbeitsgruppe BLILB vom 19. Dezember 2023. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder sind sich einig, 

dass der Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen so zu gestalten ist, dass die 

Agrarstruktur so gering wie möglich beeinträchtigt wird. Der unumstritten 

notwendige Ausbau der Erneuerbaren Energien soll nicht zu Lasten des Erhalts 

landwirtschaftlich nutzbarer Flächen, einer funktionalen und lebensfähigen 

Landbewirtschaftung und der Ernährungssicherung erfolgen. Um dies zu 

gewährleisten ist eine konsequente Nutzung von Ausbaupotentialen unter 

gleichzeitiger Berücksichtigung der Belange der Landwirtschaft erforderlich. 
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TOP 12 Vollzug des Tierhaltungskennzeichnungsgesetzes -

Bericht der länderübergreifenden LAV-Projektgruppe 

Bezug TOP 27 2023/2 

 TOP 3 SO-AMK-1 2023 

Beschluss 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den Bericht 

der LAV-Projektgruppe zustimmend zur Kenntnis und bitten diese, der diesjährigen 

Frühjahrs-AMK einen Fortschrittsbericht vorzulegen. 
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TOP 13 Vorschläge der EU-Kommission zur 

Tierschutztransportverordnung  

Bezug / 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den 

mündlichen Bericht des Bundes zu den von der EU-Kommission am  

7. Dezember 2023 vorgelegten Vorschlägen zur Tierschutztransportverordnung zur 

Kenntnis. 

2. Sie bitten den Bund, vor dem Hintergrund der gesamtgesellschaftlichen Debatte 

über lange Tiertransporte in Drittländer sowie dem Beschluss des 

Verwaltungsgerichts Osnabrück vom 08. Dezember 2023 (Beschluss 2 B 38/23), 

insbesondere um Ausführungen zu den vorgesehenen Regularien in Kapitel VII des 

Vorschlags der EU-Kommission sowie, inwiefern diese geeignet sind, um der 

abstrakten doch hinreichend belegten Gefahr von Tierschutzverstößen in den 

Zielländern begegnen zu können. 

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

bei den weiteren Verhandlungen auf EU-Ebene auch auf die Praktikabilität und 

Umsetzbarkeit der Vorgaben für Rechtsunterworfene und Kontrollorgane zu achten 

und Hinweise aus der Vollzugspraxis dabei aufzugreifen. 
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TOP 14 Bericht von BLAG ALFFA und LAWA: 

Fokus Wasser – Folgen des Klimawandels und 

Maßnahmen zur Anpassung 

Bezug UMK-Umlaufbeschluss Nr. 61/2023 

Beschluss 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen den Bericht 

„Fokus Wasser – Folgen des Klimawandels und Maßnahmen zur Anpassung. 

Beispiele und Lösungsansätze für Wechselwirkungen zwischen Wasserwirtschaft, 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Aquakultur und Binnenfischerei“ der BLAG ALFFA und 

der LAWA zur Kenntnis und stimmen der Veröffentlichung als Download auf den 

Internetauftritten der BLAG ALFFA sowie der LAWA zu.  
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TOP 15 Auswirkungen der EU- Entwaldungsverordnung 

(EUDR) auf Waldbesitz und Verwaltung 

Bezug TOP 44 2023/2 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder erkennen das 

Bemühen des Bundes und der EU an, im weltweiten Maßstab einen Beitrag zum 

Kampf gegen Entwaldung beizutragen. Gleichzeitig stellen sie mit großer Sorge 

fest, dass die konkrete Umsetzung der EU-Entwaldungsverordnung, die Forst- und 

Holzwirtschaft und insbesondere die Besitzenden von kleinen Privatwäldern in 

Deutschland vor große Herausforderungen stellen wird und auf allen Ebenen einen 

deutlichen zusätzlichen bürokratischen Aufwand bedeutet. 

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen fest, dass 

die praktische Umsetzung mit den bestehenden Kapazitäten eine enorme 

Herausforderung für die gesamte Forst- und Holzwirtschaft einschließlich der 

Forstverwaltungen der Länder darstellt.  

3. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten daher den 

Bund darum, sich auch im weiteren Umsetzungsprozess für leistbare, praktikable 

Ansätze im Hinblick auf die Geolokalisation, Zusammenfassung aufeinander  

folgender Holzmengen, Anbindung an bestehende EDV-Systeme sowie offene 

Fragen der Umsetzung, Durchsetzung und Kontrolle einzusetzen. Dabei ist auch 

auf eine effiziente und praktikable Ausgestaltung der Dokumentations- und 

Berichtspflichten zu achten. Die Möglichkeiten der Digitalisierung sollten genutzt 

und doppelte Datenerfassungen vermieden werden. Dies beinhaltet eine 

unkomplizierte Dokumentation der Sorgfaltserklärung in das zu schaffende 
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Informationssystem „Register“ sowie verhältnismäßige und praktikable 

Veröffentlichungspflichten hinsichtlich der Sorgfaltserklärung. 

4. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder bitten den Bund, 

anlässlich der Frühjahrs-AMK 2024 mündlich zu berichten, welche Maßnahmen auf 

europäischer Ebene zur Lösung der geschilderten Herausforderungen ergriffen 

wurden und wie die Länder bei der Ausgestaltung der nationalen Umsetzung, auch 

im Hinblick auf die Klärung der durch die Forstbetriebe in Deutschland konkret zu 

erfüllenden Anforderungen, einbezogen werden sollen. 
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TOP 16  Anpassung der Geschäftsordnung hinsichtlich des 

Fristendes für die Einreichung von  

Änderungsanträgen  

Bezug:  / 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder stellen fest, dass 

das in der Geschäftsordnung der AMK festgelegte Fristende zum Einreichen von 

Änderungsanträgen zu Beschlussvorschlägen von drei Arbeitstagen vor 

Sitzungsbeginn häufig zu zeitlichen Engpässen bei der Erstellung von fachlichen 

Stellungnahmen führt.  

2. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder sprechen sich 

daher für eine Anpassung der Geschäftsordnung in Ziffer 4.2 dahingehend aus, 

dass die Frist für die Einreichung von Änderungsanträgen auf vier Arbeitstage vor  

Sitzungsbeginn verkürzt wird. Daher wird im letzten Satz der Ziffer 4.2 das Wort 

„drei“ durch das Wort „vier“ ersetzt.  

3. Das Vorsitzland der AMK wird um entsprechende Anpassung der 

Geschäftsordnung und Einstellung dieser auf der AMK-Homepage gebeten.  

 

  



Amtschefkonferenz 
am 18. Januar 2024 

in Berlin 
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TOP 17 Termine Amtschef- und Agrarministerkonferenzen 

2025 

Bezug / 

Beschluss 

Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder nehmen folgende 

Termine der Amtschef- und Agrarministerkonferenzen für das Jahr 2025 in Baden-

Württemberg zur Kenntnis: 

 

Amtschefkonferenz 15. bis 16. Januar 2025 

Frühjahrskonferenz 26. bis 28. März 2025 

Herbstkonferenz 24. bis 26. September 2025 

 

  



Amtschefkonferenz 
am 18. Januar 2024 

in Berlin 
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TOP 18 Verschiedenes 

Bezug / 

Es wurden keine Themen angemeldet.  

  



Amtschefkonferenz 
am 18. Januar 2024 

in Berlin 
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TOP 19  Streichung der Agrardieselbeihilfe und der KFZ-

Steuer-Befreiung für Landwirtschaftsbetriebe   

Bezug:  / 

Beschluss 

Der Tagesordnungspunkt wurde erörtert. 

  



Amtschefkonferenz 
am 18. Januar 2024 

in Berlin 
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TOP 20 Hinweise zur Konkretisierung qualitätsgesicherter 

Haltungsverfahren in der Schweinemast, die 

nachweislich dem Tierwohl dienen, im Vollzug der  

Nummer 5.4.7.1 der TA Luft  

Bezug TOP 25 AMK 2023/2 

 TOP 4 SO-AMK-1-2023 

Beschluss 

1. Die Amtschefinnen und Amtschefs der Agrarressorts der Länder danken der 

Bund/Länder-Adhoc-Expertinnen und Expertengruppe „Immissionsschutz und 

Tierwohl“ für den vorgelegten Entwurf der Vollzugshinweise für den Bereich 

Mastschweine zur TA Luft. Sie nehmen ihn zur Kenntnis und schlagen vor, die 

Vollzugshinweise auf die Tagesordnung der Frühjahrs-AMK 2024 zu setzen.  

2. Vor dem Hintergrund notwendiger weiterer Arbeitsaufträge bitten sie BMUV und 

BMEL um einen Vorschlag zur Neufassung des Arbeitsauftrags und zur 

Verstetigung einer neuen Arbeitsgruppe.  

 


